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1. Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles
Um dem Eintritt des Versicherungsfalls oder einer Erhöhung
des Umfangs der Versicherungsleistung vorzubeugen, ist fol-
gende Obliegenheit einzuhalten:
Die versicherte Person besitzt als Lenker eines Kraftfahrzeu-
ges die jeweilige kraftfahrrechtliche Berechtigung nach öster-
reichischem Recht, die zum Lenken dieses Kraftfahrzeuges
vorgeschrieben ist; dies gilt auch dann, wenn dieses Fahr-
zeug nicht auf Straßen mit öffentlichem Verkehr gelenkt wird.
Wird diese Obliegenheit zumindest leicht fahrlässig verletzt,
sind wir gemäß § 6 Abs. 3 Versicherungsvertragsgesetz
(VersVG) leistungsfrei, als die Verletzung einen Einfluss auf
die Höhe der Versicherungsleistung oder den Eintritt des Ver-
sicherungsfalles gehabt hat.

2. Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalles
Ohne Ihre Mitwirkung und die der versicherten Person können
wir unsere Leistung nicht erbringen. Nach Eintritt des Versi-
cherungsfalles sind deshalb folgende Obliegenheiten einzuhal-
ten:

2.1 Ein Unfall ist uns unverzüglich, spätestens innerhalb einer
Woche, in geschriebener Form, sofern nicht die Schriftform
vereinbart ist, anzuzeigen.

2.2 Hat der Unfall den Tod zur Folge, ist uns dies innerhalb von
drei Tagen in geschriebener Form zu melden, auch wenn uns
der Unfall schon angezeigt war.

2.3 Nach dem Unfall ist von Ihnen oder der versicherten Person
unverzüglich ärztliche Hilfe in Anspruch zu nehmen und die
ärztliche Behandlung bis zum Abschluss des Heilverfahrens
fortzusetzen; ebenso ist für eine angemessene Krankenpflege
und nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung der
Unfallfolgen zu sorgen.

2.4 Sie oder die versicherte Person haben nach Möglichkeit zur
Feststellung des Sachverhalts beizutragen.

2.5 Das Unfallmeldeformular müssen Sie oder die versicherte
Person wahrheitsgemäß ausfüllen und uns unverzüglich zu-
senden; von uns darüber hinaus geforderte sachdienliche
Auskünfte müssen in gleicher Weise erteilt werden.

2.6 Werden Ärzte von uns beauftragt, muss sich die versicherte
Person auch von diesen untersuchen lassen.

2.7 Die versicherte Person hat Ärzte, Krankenhäuser und sonsti-
ge Krankenanstalten sowie Pflegeheime, Sanatorien, Versor-
gungs- und Fürsorgeämter sowie andere Personenversiche-
rer, Sozialversicherungsträger und Behörden zu ermächtigen,
dem Versicherer auf Verlangen Auskunft gemäß § 11a Versi-
cherungsvertragsgesetz (VersVG) zu erteilen. Die befragten
Personen sind von ihrer Schweigepflicht dem Versicherer ge-
genüber zu befreien.

2.8 Ist auch Spitalgeld versichert, so ist uns, wenn die versicherte
Person in ein Spital eingewiesen ist, nach der Entlassung aus
dem Spital eine Aufenthaltsbestätigung der Spitalsverwaltung
zuzusenden.

2.9 Im Falle der Mitversicherung von Unfallkosten sind uns alle
notwendig Unterlagen zu überlassen.

3. Wird eine der in Pkt. 2 angeführten Obliegenheiten mit dem
Vorsatz verletzt, unsere Leistungspflicht zu beeinflussen oder
die Feststellung solcher Umstände zu erschweren, die er-
kennbar für unsere Leistungspflicht bedeutsam sind, so sind
wir von der Verpflichtung zur Leistung gemäß § 6 Abs. 3
Versicherungsvertragsgesetz (VersVG) befreit.

4. Wird eine der Obliegenheiten in Pkt. 2 mit einem anderen als
den in Pkt. 3 beschriebenen Vorsatz oder grobfahrlässig ver-
letzt, so sind wir insoweit von der Verpflichtung zur Leistung

gemäß § 6 Abs. 3 Versicherungsvertragsgesetz (VersVG) frei,
als die Verletzung der Obliegenheit auf die Feststellung des
Versicherungsfalles oder auf die Feststellung oder den Um-
fang der zu erbringenden Leistung einen Einfluss gehabt hat.

Auszug aus dem Versicherungsvertragsgesetz (VersVG)

§ 6 VersVG
(1) Ist im Vertrag bestimmt, dass bei Verletzung einer Obliegenheit,
die vor dem Eintritt des Versicherungsfalles dem Versicherer gegen-
über zu erfüllen ist, der Versicherer von der Verpflichtung zur Lei-
stung frei sein soll, so tritt die vereinbarte Rechtsfolge nicht ein,
wenn die Verletzung als eine unverschuldete anzusehen ist. Der
Versicherer kann den Vertrag innerhalb eines Monates, nachdem er
von der Verletzung Kenntnis erlangt hat, ohne Einhaltung einer Kün-
digungsfrist kündigen, es sei denn, dass die Verletzung als eine
unverschuldete anzusehen ist. Kündigt der Versicherer innerhalb ei-
nes Monates nicht, so kann er sich auf die vereinbarte Leistungsfrei-
heit nicht berufen.
(1a) Bei der Verletzung einer Obliegenheit, die die dem Versiche-
rungsvertrag zugrunde liegende Äquivalenz zwischen Risiko und Prä-
mie aufrechterhalten soll, tritt die vereinbarte Leistungsfreiheit außer-
dem nur in dem Verhältnis ein, in dem die vereinbarte hinter der für
das höhere Risiko tarifmäßig vorgesehenen Prämie zurückbleibt. Bei
der Verletzung von Obliegenheiten zu sonstigen bloßen Meldungen
und Anzeigen, die keinen Einfluss auf die Beurteilung des Risikos
durch den Versicherer haben, tritt Leistungsfreiheit nur ein, wenn die
Obliegenheit vorsätzlich verletzt worden ist.
(2) Ist eine Obliegenheit verletzt, die vom Versicherungsnehmer zum
Zweck der Verminderung der Gefahr oder der Verhütung einer Erhö-
hung der Gefahr dem Versicherer gegenüber unabhängig von der
Anwendbarkeit des Abs. 1a zu erfüllen ist, so kann sich der Versiche-
rer auf die vereinbarte Leistungsfreiheit nicht berufen, wenn die
Verletzung keinen Einfluss auf den Eintritt des Versicherungsfalls
oder soweit sie keinen Einfluss auf den Umfang der dem Versicherer
obliegenden Leistung gehabt hat.
(3) Ist die Leistungsfreiheit für den Fall vereinbart, dass eine Oblie-
genheit verletzt wird, die nach dem Eintritt des Versicherungsfalles
dem Versicherer gegenüber zu erfüllen ist, so tritt die vereinbarte
Rechtsfolge nicht ein, wenn die Verletzung weder auf Vorsatz noch
auf grober Fahrlässigkeit beruht. Wird die Obliegenheit nicht mit dem
Vorsatz verletzt, die Leistungspflicht des Versicherers zu beeinflus-
sen oder die Feststellung solcher Umstände zu beeinträchtigen, die
erkennbar für die Leistungspflicht des Versicherers bedeutsam sind,
so bleibt der Versicherer zur Leistung verpflichtet, soweit die Verlet-
zung weder auf die Feststellung des Versicherungsfalls noch auf die
Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden
Leistung Einfluss gehabt hat.
(4) Eine Vereinbarung, nach welcher der Versicherer bei Verletzung
einer Obliegenheit zum Rücktritt berechtigt sein soll, ist unwirksam.
(5) Der Versicherer kann aus einer fahrlässigen Verletzung einer
vereinbarten Obliegenheit Rechte nur ableiten, wenn dem Versiche-
rungsnehmer vorher die Versicherungsbedingungen ausgefolgt wor-
den sind oder ihm eine andere Urkunde ausgefolgt worden ist, in der
die Obliegenheit mitgeteilt wird.

§ 11a. VersVG
(1) Der Versicherer darf im Zusammenhang mit Versicherungsver-
hältnissen, bei welchen der Gesundheitszustand des Versicherten
oder eines Geschädigten erheblich ist, personenbezogene Gesund-
heitsdaten verwenden, soweit dies
1. zur Beurteilung, ob und zu welchen Bedingungen ein Versiche-
rungsvertrag abgeschlossen oder geändert wird, oder
2. zur Verwaltung bestehender Versicherungsverträge oder
3. zur Beurteilung und Erfüllung von Ansprüchen aus einem Versi-
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cherungsvertrag unerlässlich ist. Das Verbot der Verwendung von
Daten aus genetischen Analysen gemäß § 67 Gentechnikgesetz
bleibt unberührt.
(2) Versicherer dürfen personenbezogene Gesundheitsdaten für die
in Abs. 1 genannten Zwecke nur auf folgende Art ermitteln:
1. durch Befragung der Person, die versichert werden soll oder
bereits versichert ist, beziehungsweise durch Befragung des Geschä-
digten oder
2. anhand der vom Versicherungsnehmer oder vom Geschädigten
beigebrachten Unterlagen oder
3. durch Auskünfte von Dritten bei Vorliegen einer für den Einzelfall
erteilten ausdrücklichen Zustimmung des Betroffenen oder
4. zur Beurteilung und Erfüllung von Ansprüchen aus einem konkre-
ten Versicherungsfall durch Auskünfte von untersuchenden oder be-
handelnden Ärzten, Krankenanstalten oder sonstigen Einrichtungen
der Krankenversorgung oder Gesundheitsvorsorge (Gesundheits-
dienstleister) über Diagnose sowie Art und Dauer der Behandlung,
sofern der Betroffene der Ermittlung ausdrücklich und in einer geson-

derten Erklärung, die er jederzeit widerrufen kann, in geschriebener
Form zugestimmt hat, nachdem ihn der Versicherer auf die Möglich-
keit einer Einzelzustimmung (Z 3) aufmerksam machte und ihn klar
und verständlich über die Folgen der Zustimmung sowie die Verwei-
gerung der Zustimmung und über sein Widerrufsrecht im Falle der
Zustimmung belehrte; solche Auskünfte dürfen erst eingeholt werden,
nachdem der Betroffene von der beabsichtigten Auskunftserhebung
unter Bekanntgabe der konkret nachgefragten Daten sowie des
Zweckes der Datenermittlung verständigt und dabei über sein Wider-
spruchsrecht sowie die Folgen des Widerspruchs klar und verständ-
lich belehrt wurde, und der Datenermittlung nicht binnen 14 Tagen
(Einlangen des Widerspruchs) widersprochen hat; oder
5. durch Heranziehung sonstiger, dem Versicherer rechtmäßigerwei-
se bekanntgewordener Daten; diese sind dem Betroffenen mitzutei-
len; es steht ihm das Widerspruchsrecht gemäß § 28 Datenschutzge-
setz 2000 zu.

(Anm.: Abs. 3 bis 5 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 34/2012)


